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1	 Einleitung

Auszug aus einem Interview (1–1-1 993 ff.):
„Staatsanwalt 1: Was ist denn bitte eine Stabsstelle?
Interviewer 1: Die Stabsstelle bei der Treuhandanstalt.
(Alle sprechen durcheinander.)
Staatsanwalt 1: Bei der Treuhand. Ja, da war ich schon.
Interviewer 1: Stabsstelle Recht.
Interviewer 2: Auch Stabsstelle Recht und … 
Interviewer 1: Hm, hm. Genau. Sonderstabsstelle Recht.
Interviewer 2: Da bei der Treuhandanstalt.
Staatsanwalt 1: Ach so, wusste ich nicht.
Staatsanwalt 2: Also wir hätten auf die Stabsstelle Recht verzichten können.
Interviewer 1: Hm, hm.
Staatsanwalt 2: Damit ist doch irgendwie alles beantwortet.“ 

Die Stabsstelle Besondere Aufgaben (auch Sonderstabsstelle Recht genannt) wurde 
im Februar 1991 von der Treuhandanstalt in Berlin1 als interne Kontrollinstitution 
zur Bekämpfung der im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung aufgetretenen 
(Wirtschafts-)Kriminalität2 eingerichtet.3 Eine ähnliche Institution, personell ausge-
stattet mit kriminalistisch-strafjuristischem Sachverstand und inhaltlich ausgerich-
tet ausschließlich auf strafrechtliche Fragestellungen, hatte es zuvor in Deutschland 
– soweit bekannt – weder in staatlichen Organisationen noch in Unternehmen 
gegeben. Die Verantwortlichen der Treuhandanstalt konnten beim Aufbau und der 
Organisation dieser Stabsstelle und ihrer Tätigkeit auf kein Erfahrungswissen zu-
rückgreifen. 

Diese Situation hat sich seither stark verändert. Mittlerweile haben viele größere 
und auch mittelständische Unternehmen zahlreiche interne und externe Instituti-
onen sowie organisatorische Abläufe zur Aufklärung von bereits begangener und 
zur Verhinderung von zukünftiger Wirtschaftskriminalität in die Unternehmens-
organisation integriert. Diese oft unter dem Begriff „Corporate Compliance“4 zu-
sammengefassten Maßnahmen reichen von der aufwendig inszenierten Einführung 
so genannter Ethikrichtlinien über die Gründung einer internen Compliance-

1	 Einen detaillierten Überblick über die Tätigkeit und die Organisation der Treuhand-
anstalt und ihrer Nachfolgeorganisationen bietet das von der Bundesanstalt für vereini-
gungsbedingte Sonderaufgaben im Jahr 2003 herausgegebene Werk mit dem Titel Schnell 
privatisieren, entschlossen sanieren, behutsam stilllegen. 

2	 Zu den besonderen Kriminalitätsformen nach und bei der Wiedervereinigung vgl. Jan-
kowiak 2000: 12 ff.

3	 Zur Einführung in die Tätigkeit der Stabsstelle Besondere Aufgaben vgl. Erbe 1999: 26 ff.; 
Erbe 2003: 367 ff.

4	 Eine ausführliche Darstellung zur Corporate Compliance mit Schwerpunkt auf den prä-
ventiven Blickwinkel findet sich in „Corporate Compliance“ von Hauschka, 2. Auflage 
aus 2010; zu Criminal Compliance vgl. insbesondere Kölbel 2013: 499 ff. 
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Abteilung bis hin zur teuer eingekauften, inquisitorisch-aufklärerisch auftretenden 
US-Law-Firm.5 Dieses stetig wachsende, in der Öffentlichkeit intensiv kommuni-
zierte Interesse der Unternehmen an einer Verhinderung und Aufklärung von Wirt-
schaftsstraftaten liegt sicher nicht zuletzt darin begründet, dass in den vergangenen 
Jahren Straftaten in der Wirtschaft – teilweise mit hoher persönlicher Bereicherung 
einzelner Verantwortlicher – immer stärker zu einem öffentlichen Thema geworden 
sind.6 Zahlreiche nationale und internationale Wirtschaftsstraftaten wurden vor al-
lem seit der Jahrtausendwende mit vermehrter medialer Skandalisierung begleitet.7 
Auch die strafrechtliche und kriminologische Forschung widmet sich seit Anfang 
der 1970er Jahre vermehrt der Wirtschaftskriminalität und ihrer Kontrolle.8 Mediale 
Enthüllungen von Wirtschaftsstraftaten bieten zudem Anlass für politische Diskus-
sionen über eine effizientere und härtere Strafverfolgung sowie eine weitere Ver-
schärfung des Wirtschaftsstrafrechts.9 Eine Evaluation und damit eine Überprüfung 
der Wirksamkeit von bereits durchgeführten wirtschaftsstrafrechtlichen Reformen10 
wird hingegen nur wenig diskutiert. Auch in der obergerichtlichen Rechtsprechung 
lässt sich eine verschärfte Sanktionierung von Wirtschaftsstraftaten beobachten.11 
So verkündete der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofes am 2. Dezember 2008 me-
dienwirksam konkrete Schadensgrenzen für die Verhängung einer Geldstrafe oder 
Freiheitstrafe mit oder ohne Bewährung in Fällen der Steuerhinterziehung.12 In der 
Öffentlichkeit entstand daraufhin der Eindruck, dass bei einem Steuerschaden in 
Höhe von 100.000 € eine Freiheitsstrafe zwangsläufige Folge und ab 1 Million € eine 
Aussetzung der Freiheitstrafe zur Bewährung zwingend ausgeschlossen sei. Etwas 
ausgeblendet wurden hierbei die Voraussetzungen des § 46 StGB als grundlegende 
Strafzumessungsnorm und die konkreten Umstände des diesem Urteil zugrunde 
liegenden Einzelfalls.13 Festzuhalten bleibt insgesamt, dass in fast allen Bereichen 

5	 Kritisch hierzu Wastl, Litzka, Pusch 2009: 68 ff. 
6	 Vgl. Schwind 2013: 451; Bussmann, Salvenmoser 2008: 193.
7	 Nachzulesen beispielsweise in Leyendecker 2009 mit dem Titel: Die große Gier.
8	 Vgl. Schünemann 1979: 1; Tiedemann 2014: 1; ein ausführlicher Überblick über die wirt-

schaftskriminologische Forschung seit den 50er Jahren des 20. Jahrhunderts findet sich 
bei Liebl 2004: 1 ff. 

9	 Hefendehl 2004: 19 beschreibt für die USA eine solche Wirkung der Vorgänge bei Enron 
und Worldcom auf den Sarbanes-Oxley Act.

10	 Einen Überblick über die Entwicklung des Wirtschaftsstrafrechts im 20. Jahrhundert 
bietet Tiedemann 2014: 34 ff.; vgl. auch Dannecker 2014: 56 ff.

11	 Für das Steuerstrafrecht mit Belegen aus der Rechtsprechung des 1. Strafsenates des 
Bundesgerichtshofes Reichling 2012: 316, 320; vgl. auch zur revisionsrechtlichen Recht-
sprechung bei der Strafzumessung im Steuerstrafrecht Rolletschke 2012: 18.

12	 BGH, 2.12.2008–1 StR 416/08, NJW 2009, 528.
13	 Vgl. zu den Feststellungen zur Person in der Entscheidung des Bundesgerichtshofes vom 

2.12.2008 (einschlägige Vorstrafe, Bewährungsversager) und der deshalb im Ergebnis 
wenig überraschenden Entscheidung insbesondere Flore 2009: 495.
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der Gesellschaft ein gesteigertes Interesse an Wirtschaftskriminalität und ihrer Be-
kämpfung zu verzeichnen ist. 

Wenn man diese gesellschaftliche Diskussion in den letzten Jahrzehnten über eine 
Ausweitung der Wirtschaftskriminalitätsbekämpfung näher betrachtet, fällt neben 
der quantitativen Steigerung vor allem eine qualitative Verlagerung der Ressourcen 
auf: Die Hoffnung wird in der Diskussion nicht mehr allein auf eine Intensivierung 
der Strafverfolgung gesetzt. Kumulativ (teilweise auch alternativ) wird eine Ände-
rung der ökonomischen Rahmenbedingungen für Wirtschaftskriminalität (etwa 
durch Abschaffung von Subventionen), eine Stärkung des Schutzes für potentiell 
Geschädigte durch Selbstorganisation (beispielsweise über Verbraucherschutzzen
tralen) oder eine Erhöhung der durch Wirtschaftskriminalität entstehenden Kosten 
für den Täter durch Maßnahmen außerhalb des Strafrechts erwogen.14 Vermehrt 
werden strafrechtsorientierte Kontrollkonzepte innerhalb und außerhalb der Unter-
nehmen gefordert. Die Kontrolle von Wirtschaftskriminalität wird nicht mehr nur 
dem hierfür geschaffenen, staatlichen Strafverfolgungssystem überlassen, sondern 
verlagert sich zumindest teilweise in einen informellen, nicht staatlich organisierten 
und kontrollierten Bereich. 

Fraglich ist, ob dieser Ausbau informeller Kontrollkonzepte im Ergebnis zu ei-
ner verstärkten Kontrolle von Wirtschaftskriminalität führt. Wird die Strafverfol-
gung bei ihrer Aufgabe einer wirksamen Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität 
durch informelle Institutionen in der Wirtschaft unterstützt? Bei der Beantwortung 
dieser Frage darf nicht aus dem Blickfeld geraten, welche Interessen in der Wirt-
schaft grundsätzlich verfolgt werden und inwieweit man vor diesem Hintergrund 
erwarten kann, dass einem Unternehmen daran gelegen ist,15 sich verstärkt einer 
wirksamen präventiven oder repressiven Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität 
anzunehmen. Unternehmen müssen als oberstes Ziel eine langfristige Maximie-
rung des Gewinns verfolgen, nach diesem Prinzip werden betriebswirtschaftliche 
Entscheidungen in Unternehmen ausgerichtet.16 Kriminalitätsbekämpfung führt 
hingegen nicht auf den ersten Blick zu einer unmittelbaren Gewinnsteigerung. 
Stattdessen entstehen zunächst durch externe Berater, zusätzliches Personal und 
die Bindung von Ressourcen Kosten, die den Gewinn verringern. Hefendehl ver-
tritt deshalb die These, dass Unternehmen informelle Maßnahmen nicht zu einer 
wirksamen Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität durchführen, sondern diese 

14	 Zu diesen alternativen Möglichkeiten äußerte sich bereits Schünemann 1989: 637 ff.; in 
neuerer Zeit fanden diese im 2. Periodischen Sicherheitsbericht Erwähnung, Bundes-
ministerium des Innern, der Justiz 2006: 239. Zu den Alternativen zum Strafrecht im 
Bereich der Wirtschaftskriminalität ausführlich und verknüpft mit empirischen Ergeb-
nissen Theile 2010: 438 ff.

15	 So aber Bussmann, Salvenmoser 2006: 209.
16	 Vertreten von der wirtschaftstheoretisch ausgerichteten Betriebswirtschaftslehre, anders 

die verhaltenswissenschaftlich ausgerichtete Betriebswirtschaftslehre, vgl. Überblick bei 
Wöhe, Döring 2013: 12, 34.
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vielmehr in einem „funktionalen Kontext“ für das Unternehmen zu sehen seien.17 
Denn auch diese Konzepte dienten letztlich nur dazu, Gewinne zu maximieren und 
den wirtschaftlichen Wert eines Unternehmens vor allem durch eine Verbesserung 
der Außendarstellung zu steigern.18 Dies habe zur Folge, dass wenn sich eine solche 
Maßnahme als für den Erfolg eines Unternehmens unerheblich herausstelle, diese 
nicht langfristig fortgeführt werde.19

Die Wirksamkeit eines informellen Konzeptes zur Bekämpfung von Wirt-
schaftskriminalität richtet sich damit möglicherweise nach seinem Nutzen für das 
Primärziel, also bei einem Unternehmen nach dem Nutzen für die langfristige Ge-
winnmaximierung. Diese durch das Primärziel begrenzte Funktionalität informeller 
Kontrollinstitutionen für die originäre Kriminalitätsbekämpfung wird nachfolgend 
anhand einer empirischen Analyse der Stabsstelle Besondere Aufgaben bei der 
Treuhandanstalt näher untersucht. Mit dieser forschungsleitenden Annahme einer 
systembedingt nur begrenzten Funktionalität informeller Kontrollinstitutionen für 
die Kriminalitätsbekämpfung ist der Ausgangs- und Endpunkt der vorliegenden 
Untersuchung definiert. 

Um die Funktionalität informeller Kontrollkonzepte im Bereich der Wirt-
schaftskriminalität näher untersuchen zu können, wird zunächst in Kapitel 2 der 
Begriff der Wirtschaftskriminalität definiert und durch eine Unterscheidung von 
beruflicher Kriminalität und Unternehmenskriminalität eingegrenzt. Im Mittelpunkt 
des Forschungsinteresses stehen Vorgänge von vereinigungsbedingter Unterneh-
menskriminalität. In Kapitel 3 werden die für die forschungsleitende Annahme re-
levanten theoretischen Konzepte dargestellt. Da im Mittelpunkt der Untersuchung 
die Stabsstelle Besondere Aufgaben als eine informelle Kontrollinstitution steht, wird 
zunächst das Konzept der sozialen Kontrolle unter Herausarbeitung einer Definiti-
on von informeller und formeller Kontrolle erklärt (Kapitel 3.1) und ein Überblick 
über die speziellen, informellen Kontrollinstitutionen und Maßnahmen im Bereich 
der Wirtschaftskriminalität gegeben (Kapitel 3.2). Dass auch Wirtschaftskrimina-
lität erst durch einen Definitionsprozess entsteht, wird anhand einer Darstellung 
des Labeling Approach und der hiermit verbundenen Kriminalisierungsperspekti-
ve aufgezeigt (Kapitel 3.3). Des Weiteren werden die Beeinflussungsmöglichkeiten 
zwischen gesellschaftlichen Systemen wie dem Wirtschafts- und dem Strafsystem 
insbesondere in Form von strukturellen Kopplungen anhand der autopoietischen 
Systemtheorie als gesellschaftliche Makrotheorie hergeleitet (Kapitel 3.4). Anschlie-
ßend wird in Kapitel 4 ein kurzer Überblick über den aktuellen Forschungsstand 
zur Wirtschaftskriminalität und zu ihrer Bekämpfung gegeben sowie die aus den 
theoretischen Konzepten und den bisherigen Forschungsergebnissen entwickelten 

17	 Hefendehl 2006: 123. 
18	 Hefendehl a. a. O.
19	 Er berichtet von ersten empirischen Untersuchungen, in denen ein positiver Zusam-

menhang von Corporate Governance und Unternehmenserfolg lediglich schwach nach-
gewiesen werden konnte; Hefendehl 2006: 123 m. w. N.
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forschungsleitenden Annahmen im Einzelnen dargestellt. Des Weiteren werden in 
Kapitel 5 die Forschungsmethode mit ihren theoretischen Annahmen der Grounded 
Theory und die erhobene Datengrundlage näher erklärt. Da die Stabsstelle Besondere 
Aufgaben bei der Treuhandanstalt eine historische Institution ist, wird sie in ihrem 
besonderen zeitlichen und politischen Kontext betrachtet. Die Wiedervereinigung 
mit ihren rechtlichen Besonderheiten auch für die Strafverfolgung, die Einrichtung 
der Treuhandanstalt mit der Aufgabe „Privatisierung einer Volkswirtschaft“ sowie 
die dazugehörigen externen und internen Kontrollinstitutionen werden deshalb als 
Rahmenbedingungen der vorliegenden Untersuchung in Kapitel 6 beschrieben. Der 
Schwerpunkt der Untersuchung liegt in Kapitel 7 in der empirischen Untersuchung 
der Tätigkeit und konkreten Ausgestaltung der Stabsstelle Besondere Aufgaben. Aus 
diesen Ergebnissen werden in Kapitel 8 verschiedene manifeste und latente Funk-
tionen der Stabsstelle herausgearbeitet und anhand dessen die forschungsleitende 
Annahme einer begrenzten Funktionalität einer solchen Stelle für die originäre Kri-
minalitätsbekämpfung überprüft. 

Die Antwort auf die Frage nach der Funktionalität der Stabsstelle Besondere Auf-
gaben zur Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität wird sich nicht in dem Satz „wir 
hätten auf die Stabsstelle Recht verzichten können“ erschöpfen, mit dem „Staatsanwalt 
2“ in der eingangs zitierten Interviewpassage (1–1-1 993 ff.) die Bedeutung der Stabs-
stelle Besondere Aufgaben (von ihm „Stabsstelle Recht“ genannt) beschrieben hatte. 

Die vorliegende Untersuchung ist entstanden im Rahmen des von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft geförderten Forschungsprojektes zur Verbreitung und 
Kontrolle der Wirtschaftskriminalität im Zusammenhang mit der Privatisierung 
der volkseigenen Betriebe der DDR durch die Treuhandanstalt an der Westfälischen 
Wilhelms-Universität in Münster. Die nachfolgend dargestellten Befunde (insbe-
sondere in Kapitel 3., 6., 7. und 8.) wurden bereits im Jahr 2010 im Rahmen eines 
Forschungsberichtes an die Deutsche Forschungsgemeinschaft als Bestandteil eines 
Herausgeberwerkes von Boers, Nelles und Theile mit dem Titel Wirtschaftskrimina-
lität und die Privatisierung der DDR-Betriebe in einem von der Autorin verantwor-
teten Teil publiziert.20

20	 Die Texte wurden in diesem Werk veröffentlicht unter Bischoff, Wiepen 2010: 457 ff. Die 
mit der vorliegenden Untersuchung übereinstimmenden Kapitel 9.1, 9.2 und 9.4 wurden 
allein von Bischoff bearbeitet (siehe a. a. O.: 457, Fn. 1).
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Diese Untersuchung beschäftigt sich empirisch mit einer speziellen, historisch 
einmaligen Institution: der Stabsstelle Besondere Aufgaben – einer informellen 
Kontrollinstitution bei der Treuhandanstalt zur Bekämpfung von Kriminalität im 
Zusammenhang mit der Wiedervereinigung und der Privatisierungsaufgabe der 
Treuhandanstalt.21 Im Folgenden geht es also zum einen um die Kontrolle von Kri-
minalität und nicht etwa von sozial unerwünschtem oder unmoralischem Verhal-
ten. Damit ist der den Untersuchungsgegenstand prägende Einfluss des Strafrechts 
– materiell-rechtlich und prozessual – vorgezeichnet.22 Untersucht werden zum 
anderen aber auch nicht jede beliebige Kriminalitätsform zu Wiedervereinigungs-
zeiten und ihre Kontrolle. Der Schwerpunkt liegt vielmehr auf der informellen Kon-
trolle von Wirtschaftskriminalität, also sehr allgemein ausgedrückt: von Straftaten 
im Zusammenhang mit dem Wirtschaftssystem. 

Welche inhaltlichen Anforderungen aus diesem Zusammenhang zum Wirt-
schaftssystem folgen und welche Formen von Kriminalität unter den Begriff 
Wirtschaftskriminalität zu fassen sind, dazu gibt es in der kriminologischen und 
strafrechtsdogmatischen Literatur viele unterschiedliche Auffassungen. Es soll 
nachfolgend nicht die gesamte Diskussion nachgezeichnet werden, vielmehr wird 
ein Überblick über die wesentliche Begriffsentwicklung gegeben und schließlich 
eine für den kriminologischen Untersuchungszweck notwendige Begriffsbegren-
zung vorgenommen. 

Eine Legaldefinition für Wirtschaftskriminalität existiert nicht. Lediglich in § 74c 
Absatz  1 GVG findet sich ein Straftatenkatalog, durch den die Zuständigkeit der 
Wirtschaftsstrafkammern bei den Landgerichten festgelegt wird. Dieser Katalog von 
spezifischen Wirtschaftsdelikten und allgemeinen Straftaten, sofern für deren recht-
liche Beurteilung Spezialkenntnisse über das Wirtschaftsleben erforderlich sind, 
dient lediglich einer strafprozessual-ökonomischen Gesichtspunkten geschuldeten 
Konzentration umfangreicher und komplexer Strafverfahren bei mit Spezialkennt-
nissen ausgestatteten Strafkammern.23 Für eine kriminologische Untersuchung ist 
die Norm des § 74c Absatz 1 GVG hingegen wenig hilfreich, da diese das soziale Phä-
nomen Wirtschaftskriminalität nicht in seiner spezifischen Besonderheit – nämlich 
der Beteiligung einer korporativen Einheit Unternehmen und dessen Interessenlage 
– erfasst.24 Vielmehr werden im Gesetz komplexere Straftaten im Zusammenhang 
mit dem Wirtschaftsleben aus organisatorisch-pragmatischen Gründen für eine 
Spezialzuständigkeit abgegrenzt.

In der Kriminologie hat sich erstmals Sutherland systematisch mit dem Begriff 
der Wirtschaftskriminalität auseinandergesetzt. Dieser hat in den 1940er Jahren 

21	 Allgemein zur Aufgabe der Stabsstelle Erbe 2003: 367.
22	 Siehe auch Kapitel 3.1.
23	 Dannecker 2014: 8.
24	 So auch Boers 2010: 12.
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den Begriff des White Collar Crime geprägt.25 Damit lenkte er den Blick von der 
viel diskutierten Unterschichtenkriminalität auf die weniger beachtete Verbreitung 
der Kriminalität in der Oberschicht.26 Seine Definition von White Collar Crime ist 
jedoch (aus heutiger Sicht) zu konturenlos und unbestimmt:27 

„White collar crime may be defined approximately as a crime committed by a person of 
respectability and high social status in the course of his occupation.“28

Auch erfolgreiche Selbständige wie Rechtsanwälte, Steuerberater, Ärzte, Architekten 
oder höhere Beamte als Personen mit hohem Ansehen und hohem sozialen Status 
würden nach dieser Definition bei Straftaten im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit 
Wirtschaftskriminalität begehen.29 Dass dies nicht die typischen Formen von Wirt-
schaftskriminalität sind, muss nicht erläutert werden. Es stört in diesen Fällen von 
beruflicher Kriminalität die Verankerung an der persönlichen Verfehlung, da sich 
wirtschaftliches Handeln in Abgrenzung zu individuellem Handeln vor allem durch 
eine Beteiligung von korporativen Einheiten – die (in der Regel) als juristische 
Personen unabhängig von den individuellen Interessen existieren und stattdessen 
ihre Entscheidungen im Hinblick auf eine langfristige Gewinnmaximierung für das 
Unternehmen als juristische Person treffen – auszeichnet.30 Erst die Beteiligung von 
Unternehmen als zentrale Organisationseinheiten des Wirtschaftens gibt der Wirt-
schaftskriminalität ihr typisches und deutlich von der allgemeinen, individuellen 
Kriminalität zu unterscheidendes Erscheinungsbild.

Für diese Abgrenzung wird in der Kriminologie mittlerweile bei Wirtschaftskri-
minalität zwischen beruflicher Kriminalität (Occupational Crime) und Unterneh-
mens- oder Verbandskriminalität (Corporate Crime) unterschieden,31 also zwischen 
Straftaten, die im Rahmen einer beruflichen Tätigkeit zur eigenen Bereicherung 
begangen werden, und solchen, die Angehörige eines Unternehmens im wirtschaft-
lichen Interesse des Unternehmens begehen.32 Zurück geht diese Unterscheidung 
zwischen Occupational und Corporate Crime bereits auf entsprechende Definitio-
nen von Clinard und Quinney aus den 1970er Jahren:33 

25	 Sutherland 1983 [1949]: 7.
26	 Vgl. nur Coleman 2006: 2.
27	 Ausführlich hierzu Boers 2010: 3; vgl. auch Schwind 2013: 457.
28	 Sutherland 1983 [1949]: 7.
29	 Boers 2001: 338; Opp 1975: 44; Heinz 1998: 18.
30	 Vgl. Boers 2001: 339 m. w. N. 
31	 Boers 2001: 338; anders Schwind 2013: 457, der den „Missbrauch des im Wirtschaftsleben 

nötigen Vertrauens“ hervorhebt und nicht eindeutig zwischen Berufs- und Unterneh-
menskriminalität trennt.

32	 Boers, Theile, Karliczek 2004: 470.
33	 Hierzu auch Boers, Theile, Karliczek 2004: 470; Boers 2010: 18.
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„If a corporate official violates the law in acting for the corporation it is corporate crime, but 
if he gains personal benefit in the commission of a crime against the corporation […], it is 
occupational crime.“34

Das kriminologische Interesse konzentriert sich damit vor allem auf das Phänomen 
der Wirtschaftskriminalität im Sinne von Unternehmenskriminalität,35 denn nur 
in diesen Fällen werden die spezifischen Strukturen und Regeln des Wirtschafts-
systems relevant. Die persönliche Ebene des Straftäters mit seinen individuellen 
Vorteilen wird verlassen und stattdessen der Blick auf das Unternehmen als die zen-
trale Organisationseinheit des Wirtschaftssystems gelenkt. Die Kriminalität erfolgt 
in diesen Fällen im wirtschaftlichen Interesse des Unternehmens, ist also an der 
langfristigen Gewinnmaximierung ausgerichtet, nicht an der persönlichen Berei-
cherung, die es auch in jedem anderen Betrugsfall ohne Unternehmensbezug gibt.36 
Das wirtschaftliche Interesse des Unternehmens als Motiv der Kriminalität muss 
hierbei subjektiv und nicht objektiv verstanden werden. Solange der Entscheidende 
bei seiner Tathandlung oder seinem Tatbeitrag davon ausgehen kann, eine von ihm 
zu verantwortende Straftat erfolge im wirtschaftlichen Interesse des Unternehmens 
unter der begründeten Annahme eines im Verhältnis zum zu erwartenden Vorteil 
vertretbaren Entdeckungsrisikos, fällt seine Straftat unter den Begriff der Unterneh-
menskriminalität. Nicht selten stellt sich in diesen Fällen im Nachhinein heraus, 
dass beispielsweise wegen der negativen Publizitätswirkung einer bekannt gewor-
denen Straftat und einer hierdurch bedingten Insolvenz die Entscheidung nicht im 
wirtschaftlichen Interesse des Unternehmens lag. Diese Ex-Post-Betrachtung ändert 
nichts an der ursprünglichen Einordung eines Vorgangs als Unternehmenskrimi-
nalität. Unternehmenskriminalität umfasst damit solche Straftaten, die Angehörige 
eines Unternehmens im wirtschaftlichen Interesse des Unternehmens – wie dies bei 
der Tatbegehung anzunehmen war – begehen. Bei der in diesem Sinne verstandenen 
Unternehmenskriminalität werden die spezifischen Regeln des Wirtschaftssystems 
für die zentrale Organisationseinheit Unternehmen systematisch im zumindest ver-
meintlichen Unternehmensinteresse außer Kraft gesetzt und damit gegen in einer 
(sozialen) Marktwirtschaft allgemeingültige Marktregeln für die Marktteilnehmer 
verstoßen. Das besondere Augenmerk dieser Untersuchung liegt deshalb auf der 
Funktionalität von informeller Kontrolle der Unternehmenskriminalität.

Die untersuchten Vorgänge haben zudem gemeinsam, dass sie mit den Privati-
sierungsvorgängen durch die Treuhandanstalt zusammenhängen und somit einen 
zeitlichen und sachlichen Bezug zur Wiedervereinigung haben. Sie fallen damit 

34	 Clinard, Yeager 1980: 18.
35	 So Boers et al. 2004: 470; Opp 1975: 45; Braithwaite 1985: 19; Nelken 2012: 623 ff.; zur Un-

ternehmenskriminalität vgl. bereits Clinard, Quinney, Wildeman 1994: 191 ff. (Erstaufla-
ge: 1973).

36	 Hier knüpft auch Schwind 2013: 457 an, wenn er allerdings etwas unspezifisch bei Wirt-
schaftskriminalität eine „über eine individuelle Schädigung hinaus[gehende Berührung 
von] Belange[n] der Allgemeinheit“ verlangt. 
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gleichzeitig unter den Begriff der Vereinigungskriminalität, das heißt, sie gehören 
zu den Straftaten, die unter Ausnutzung der besonderen Gegebenheiten des Wie-
dervereinigungsgeschehens begangen wurden.37 Abzugrenzen ist hiervon die Regie-
rungskriminalität, hierunter werden Straftaten des SED-Regimes und seiner Funkti-
onäre zusammengefasst (zum Beispiel die auf Befehl an der innerdeutschen Grenze 
begangenen Tötungsdelikte).38 Diese Tatbegehungen stehen nicht im unmittelbaren 
zeitlichen Kontext der Wiedervereinigung, sondern es handelt sich in der Regel um 
zeitlich vorgelagerte Straftaten, die aber erst mit und nach der Wiedervereinigung 
aufgeklärt und sanktioniert werden konnten.39 Vereinigungskriminalität bein-
haltet wiederum eine Vielzahl verschiedener umbruchsspezifischer Fallgruppen, 
die nicht unbedingt qualitativ Unternehmenskriminalität darstellen. So zählen zu 
diesem Bereich auch die Währungsumstellungs- (Fälle von Umstellungsbetrug im 
Zusammenhang mit der Währungsunion), die Transferrubel- (Betrugsdelikte bei 
unberechtigter Inanspruchnahme des Transferrubelverrechnungsverfahrens) und 
die Systemkriminalität (Untreuehandlungen im Bereich der Auflösung des Minis-
teriums für Staatssicherheit, des Bereichs „Kommerzielle Koordinierung“ sowie der 
SED und anderer Parteien oder Massenorganisationen der DDR).40 Diese speziellen 
Vereinigungskriminalitätsformen werden nachfolgend nicht näher untersucht, da 
bei ihnen in der Regel nicht das Unternehmen als zentrale Organisationseinheit des 
Wirtschaftssystems und sein wirtschaftliches Interesse im Vordergrund stehen. 

Die damit nachfolgend im Fokus stehende umbruchsbedingte Unterneh-
menskriminalität wird maßgeblich durch aus dem westdeutschen Bundesgebiet 
stammende Unternehmen und Akteure geprägt, so dass möglicherweise trotz der 
historisch einmaligen Umbruchsituation der Wiedervereinigung typische Formen 
und Strukturen der Wirtschaftskriminalität als Unternehmenskriminalität und ih-
rer Kontrolle unabhängig von der Wiedervereinigung beobachtet werden können.41 
Denn die an den Privatisierungsvorgängen beteiligten Käufer und die für die Treu-
handanstalt auftretenden Verkäufer kamen größtenteils aus Westdeutschland. Sie 
hatten zuvor am westlichen Wirtschaftsleben teilgenommen und gaben den Vor-
gängen ein typisches marktwirtschaftliches Gepräge. Die Treuhandanstalt war zwar 
rechtlich kein Privatunternehmen, sie handelte bei den Privatisierungsvorgängen 
dennoch als ein Teil des Wirtschaftssystems und wurde hierbei ganz überwiegend 
von westlichen Wirtschaftsakteuren vertreten. Verantwortliche der Treuhandanstalt 

37	 Der Begriff tauchte erstmals wahrscheinlich 1993 bei der Namensgebung der Zentralen 
Ermittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskriminalität auf und stammt aus 
dem polizeilichen Milieu; Jordan 1996: 294. Dieser Begriff wird nicht einheitlich ver-
wendet, zum Teil wird von vereinigungsbedingter Wirtschaftskriminalität, Umwand-
lungs- und Privatisierungskriminalität, Übergangs- und Abwicklungskriminalität oder 
Transformationskriminalität gesprochen; vgl. Sänger 1999: 26; Jankowiak 2000: 12.

38	 Sänger 1999: 27; Jankowiak 2000: 13.
39	 Sänger 1999: 27; Jankowiak 2000: 13.
40	 Sänger 1999: 26; Jankowiak 2000: 13.
41	 Boers 2001: 343.
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sahen sie deshalb weniger als eine Verwaltungseinheit, denn als wirtschaftlich han-
delnden Akteur.42 Mitarbeiter und Vorstände beschrieben die Treuhandanstalt als 
„wirtschaftlich handelndes Unternehmen“ oder mit „starken Merkmalen […] der Pri-
vatwirtschaft“ (vgl. nur 3–2(1)-1 1691; 11–1-1(2) 84). Selbst die Strafverfolgungsorgane 
wurden nach der Wiedervereinigung weitgehend nach westdeutschen Vorgaben mit 
sachlichen und personellen Ressourcen ausgestattet und nicht selten zunächst mit 
westdeutschen Strafjuristen und Kriminalbeamten besetzt.43 

Deshalb ist zu vermuten, dass die wesentlichen Ergebnisse zu den Privatisie-
rungsvorgängen und ihrer Kontrolle wegen des zentralen Einflusses westdeutscher 
Akteure und ihrer marktwirtschaftlichen Ausprägung in sämtlichen relevanten 
Bereichen mit ähnlichen Vorgängen in Unternehmen vergleichbar sind. Im Mittel-
punkt des Forschungsinteresses stehen damit in dieser Untersuchung solche Fälle 
von Wirtschaftskriminalität, welche aufgrund des Zusammenhangs mit der Priva-
tisierung der DDR-Betriebe im Interesse eines Unternehmens oder der Treuhand-
anstalt begangen wurden und deshalb als umbruchsbedingte Unternehmens- oder 
auch Verbandskriminalität (soweit man die Treuhandanstalt nicht als Unternehmen 
im weiteren Sinne einordnet) zu qualifizieren sind, wobei sie sich nicht wesentlich 
von anderen, nicht zeitlich mit der Wiedervereinigung in Zusammenhang stehen-
den Fällen der Unternehmenskriminalität unterscheiden. 

42	 Vgl. hierzu Karliczek, Boers 2010: 79.
43	 Beispielsweise für die Staatsanwaltschaft II in Berlin untersucht bei Wiepen 2010: 526 f.
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3	 Theoretischer Hintergrund  
der forschungsleitenden Annahmen

In diesem Kapitel werden die für die Entwicklung der forschungsleitenden Annah-
men relevanten theoretischen Konzepte erläutert: die soziale Kontrolle mit dem 
Schwerpunkt auf der formellen und informellen Kriminalitätskontrolle und die 
hieran anknüpfende Kriminalisierungstheorie des Labeling Approach sowie die au-
topoietische Systemtheorie mit besonderem Augenmerk auf der Erklärung des für 
die Untersuchung zentralen Begriffes der strukturellen Kopplung.

Zunächst wird der Begriff der sozialen Kontrolle definiert, relevante theoretische 
Annahmen – wie insbesondere das die soziale Kontrolle bestimmende Prinzip der 
Selektivität – erörtert und eine Differenzierung von informeller und formeller Kon-
trolle herausgearbeitet (Kapitel 3.1).

Soziale Kontrolle unterliegt einem ständigen gesellschaftlichen Wandel.44 Aktuell 
wird insbesondere die informelle soziale Kontrolle im Bereich des Wirtschaftssys-
tems (wenn auch meist nicht unter diesem Begriff) viel diskutiert.45 Die Stabsstelle 
Besondere Aufgaben stellt eine solche Institution der informellen sozialen Kontrolle 
dar. Deshalb wird des Weiteren versucht, die in den letzten Jahrzehnten entstande-
nen informellen Kontrollkonzepte zur Bekämpfung von Straftaten im Wirtschafts-
leben zu strukturieren (Kapitel 3.2).

Bei der sozialen Kontrolle handelt es sich um einen Begriff, der für den Per-
spektivenwechsel von der Kriminalität zur Kriminalisierung in der Kriminologie 
kennzeichnend war.46 Da der vorliegenden Untersuchung ein konstruktivistisches 
Kriminalitätsverständnis zugrunde liegt, folgt eine kurze Darstellung der Krimina-
lisierungstheorie des Labeling Approach (Kapitel 3.3).

Zuletzt werden noch die wesentlichen theoretischen Annahmen der autopoie-
tischen Systemtheorie erläutert (Kapitel 3.4). Hierbei liegt der Schwerpunkt in der 
Herausarbeitung des Begriffes der strukturellen Kopplung als Möglichkeit der ge-
genseitigen Beeinflussung von sozialen Systemen.

44	 Zum Wandel der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für die soziale Kontrolle durch 
die verschiedensten gesellschaftlichen Transformationsprozesse Singelnstein, Stolle 2012: 
25 ff.

45	 Vgl. nur die in den letzten Jahren erschienene Literatur zu Internal Investigations, also 
zur unternehmenseigenen Untersuchung bei Straftatverdacht von Verantwortlichen 
oder Mitarbeitern, wie beispielsweise allein in 2013 von Knierim, Rübenstahl, Tsambika-
kis das Herausgeberwerk Internal Investigations, von Bay ein weiteres Herausgeberwerk 
unter dem Titel Handbuch Internal Investigations sowie bereits 2012 von Moosmayer, 
Hartwig Interne Untersuchungen, alle in erster Auflage. 

46	 Lamnek 2008: 43.


